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Aktualisierte Sachstandsdarstellung des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 17.03.2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 17.03.2026 erhalten Sie 

eine aktualisierte Sachstandsdarstellung zu 

 

 Beitrag 12:  Unsportliches Verhalten beim Sportstättenbau 

 

aus dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  

(Vorlage 18/4088).  

 

Ich möchte Sie bitten, diese Entscheidung des Großen Kollegiums an die Mitglieder 

des Ausschusses für Haushaltskontrolle weiterzuleiten.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

 

 

 

Michael Kisseler  

 

Anlage 
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Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 12 des 

Jahresberichts 2025, S. 119 ff.  

Unsportliches Verhalten beim Sportstättenbau 

Sachbearbeitendes Mitglied: Leitender Ministerialrat Hilden 

 

Für den Neubau einer Dreifachsporthalle an einer Sportschule hatte das Land einer Kom-

mune eine Zuwendung von rd. 4,3 Mio. € gewährt. Die Kommune hatte die Auflage, die 

nach dem Gemeindehaushaltsrecht anzuwendenden Vergabegrundsätze zu beachten. Da-

nach sind Bauleistungen grundsätzlich in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach 

Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben, damit sich auch mittelständische Unterneh-

men um den Auftrag bewerben können. Nur aus wirtschaftlichen oder technischen Grün-

den kann auf eine Aufteilung oder Trennung verzichtet werden. 

Der Landesrechnungshof (LRH) stellte fest, dass die Kommune die anzuwendenden Verga-

begrundsätze missachtet hatte. Denn sie hatte für die Durchführung des Bauprojekts einen 

Generalunternehmer beauftragt, obwohl keine begründete Ausnahme vorlag. Damit hat 

die Kommune einen Vergabeverstoß begangen. In solchen Fällen hat die Bewilligungsbe-

hörde den Zuwendungsbescheid (ganz oder teilweise) zu widerrufen und die Zuwendung 

zurückzufordern. Hierbei hat die Bewilligungsbehörde ihr Ermessen pflichtgemäß auszu-

üben. 

Die Staatskanzlei bestätigte, dass ein Vergabeverstoß vorliegt und im Regelfall die Kosten 

für die jeweilige Auftragseinheit, bei der der Verstoß ermittelt wurde, von der Förderung 

auszuschließen sind. Dies würde zu einem fast völligen Förderausschluss für die Gesamt-

maßnahme und damit zu einer erheblichen Härte für die Kommune führen. Daher könne 

der Kürzungsbetrag auf 25 % der Gesamtzuwendung beschränkt werden. Dieser Rückfor-

derungsbetrag könne bei Vorliegen besonderer Gründe jedoch weiter unterschritten wer-

den. Wie im Jahresbericht dargestellt, führte die Staatskanzlei drei Gesichtspunkte an, für 

die insgesamt 20 Prozentpunkte von den 25 % abgezogen werden sollen. Sie folgerte, im 

Rahmen der Ermessensausübung sei eine Rückforderung von 5 % der Zuwendung vertret-

bar. 

Die Staatskanzlei begründete dies u. a. damit, dass die Kommune wegen gestiegener Ge-

samtkosten einen erhöhten Eigenanteil aufgebracht habe. Der gestiegene Eigenanteil 

rechtfertige einen Abzug des Kürzungsbetrags von 10 Prozentpunkten. Des Weiteren 
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macht die Staatskanzlei geltend, dass besondere Bedingungen (u. a. starke Baulärment-

wicklung und Störung des Schulbetriebs) vorgelegen hätten. Wegen der erschwerten Be-

dingungen sei ein weiterer Abzug des Kürzungsbetrags von weiteren 5 Prozentpunkten 

vertretbar. Die Kommune habe überdies den Zuwendungszweck erfüllt sowie wirtschaftlich 

und sparsam gehandelt. Der Schaden für kleine und mittlere Unternehmen sei demgegen-

über nicht bewertbar bzw. messbar. Auch dies rechtfertige einen weiteren Abzug des Kür-

zungsbetrags von 5 Prozentpunkten. 

Der LRH legte ausführlich dar, dass die von der Staatskanzlei angeführten Gesichtspunkte 

nicht die Beschränkung des Kürzungsbetrags auf lediglich 5 % rechtfertigen und zudem 

teilweise unzutreffend oder nicht belegt waren. 

Er führte aus, dass ein (nachträglich) erhöhter Eigenanteil im Regelfall unbeachtlich ist, da 

die Kommune das Kostenrisiko von Preissteigerungen alleine zu tragen hat. Die vorge-

brachten besonderen Rahmenbedingungen der Maßnahme waren bereits in der Planungs-

phase bekannt und können somit nicht nachträglich als besondere Gründe für eine Redu-

zierung der Rückforderung geltend gemacht werden. Dass die Zuwendung wirtschaftlich 

und sparsam verwendet wurde, kann im Rahmen der Ermessenausübung nicht berücksich-

tigt werden. Denn dies ist eine Auflage, die die Kommune zwingend zu erfüllen hatte. Fer-

ner sind die Förderung und der Schutz des Mittelstands von fundamentalem staatlichem 

Interesse. Ein Schaden für kleine und mittlere Handwerksbetriebe muss daher nicht bezif-

ferbar sein. Es genügt, dass er dem Grunde nach vorliegt. 

Wesentliche neue Argumente trug die Staatskanzlei im weiteren Schriftwechsel nicht vor, 

sondern wiederholte vornehmlich ihre bisherige Begründung des Kürzungsbetrags von le-

diglich 5 % (rd. 216.000 €) statt 25 % (rd. 1,1 Mio. €) der Zuwendung. 

Der LRH hielt es daher weiterhin für nicht gerechtfertigt, wegen des Vergabeverstoßes nur 

5 % der Gesamtzuwendung zurückzufordern. Er verwies auf den inzwischen aufgehobenen 

Runderlass des Ministeriums der Finanzen vom 18.12.20031 zur Sicherstellung einer ein-

heitlichen Verwaltungspraxis2. Danach konnte der Kürzungsbetrag – gegenüber einer voll-

ständigen Rückforderung – regelmäßig lediglich auf 20 bis 25 % der Zuwendung be-

schränkt werden. Auch weitere Gerichtsurteile unterstreichen diese Verwaltungspraxis.3 

                                                                    

1  Runderlass des Finanzministeriums vom 18.12.2003 I 1 0044 3/8, hist. SMBl. NRW. 631, aufgehoben durch Runderlass des Finanzmi-

nisteriums vom 10.06.2020 I C 0125 4, MBl. NRW. 2020 Nr. 13. 

2  Vgl. Einleitung des Runderlasses: „Aus gegebenem Anlass und aufgrund von Anregungen aus der Praxis wird Folgendes bestimmt: 

[…] und Nr. 2 „Im Interesse eines möglichst einheitlichen Verwaltungsvollzugs und zur gebotenen Gleichbehandlung der Zuwen-

dungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger sind“. Damit hatte das Finanzministerium die Verwaltungspraxis vorgegeben. 

3  VG Düsseldorf, Urteil vom 10.04.2025 – 6 K 4798/21; VG Köln, Urteil vom 04.02.2021 – 16 K 1940/18, Juris; VG München, Urteil vom 

20.05.2020, M 31 K 16.5185, Juris. 
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Am 16.12.2025 unterrichtete die Staatskanzlei den LRH darüber, dass die Bewilligungsbe-

hörde nach Würdigung der Stellungnahme der Kommune und erneuter Prüfung des Sach-

verhalts einen Erstattungsanspruch von 5 % der Zuwendung geltend gemacht habe. Wie 

die Bewilligungsbehörde ihre Entscheidung begründet hat, ist dem LRH derzeit nicht be-

kannt. Folglich kann der LRH nicht beurteilen, ob die Bewilligungsbehörde ihre Entschei-

dung ermessensfehlerfrei getroffen hat. Daher bat der LRH um Übersendung des Anhö-

rungsschreibens, der Stellungnahme der Kommune sowie der Ermessensentscheidung und 

des Rückforderungsbescheids der Bewilligungsbehörde. 

Fazit 

Staatskanzlei und LRH sind sich in folgenden Punkten einig: 

• Es liegt ein Vergabeverstoß vor, der nicht zu heilen ist. Denn die Vergabe an einen Ge-

neralunternehmer war nicht vor der Ausschreibung begründet worden. 

• Im Regelfall sind die Kosten für die Auftragseinheit, bei der der Verstoß ermittelt 

wurde, von der Förderung auszuschließen.  

• Der Ausschluss der Generalunternehmerleistung würde für die Gesamtmaßnahme zu 

einem fast völligen Förderausschluss führen. 

Der LRH nimmt zur Kenntnis, dass die Bewilligungsbehörde gegenüber der Kommune eine 

Rückforderung von nur 5 % geltend gemacht hat. Bislang wurden jedoch keine Gründe 

vorgetragen, die es ausnahmsweise rechtfertigen würden, den üblichen Kürzungsbetrag 

(i. d. R. 100 % des Auftrags und nur bei erheblichen Härten 20 bis 25 % der Zuwendung) 

weiter zu reduzieren. 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 


